
gen Gaza-Streifen. Weil Israel das Gebiet
um Gaza zunächst nicht als Staatsgebiet
beanspruchte, bestätigte das ägyptisch-
israelische Waffenstillstandsabkommen
vom Juli 1949 diese „Zuständigkeiten“.
Erst jetzt konnte vom Gaza-Streifen als
politisch-geografischem Gebiet in seiner
heutigen Form gesprochen werden. 

Trotz einer vorübergehenden israe-
lischen Besetzung im zweiten arabisch-
israelischen Krieg 1956 blieb der Gaza-
Streifen bis 1967 unter ägyptischer Ver-
waltung. Anders als Jordanien, das die
Westbank annektierte und zahlreichen
Palästinensern jordanische Pässe aus-
stellte, blieb das Gebiet für Ägypten „ver-
waltetes Ausland“. Die Bewohner blieben
formell staatenlos. Die ägyptische Ver-
waltung endete, als der Gaza-Streifen und
die Sinai-Halbinsel im Juni-Krieg 1967 
von Israel erobert wurden. In den ägyp-
tisch-israelischen Friedensverhandlun-
gen der Jahre 1978/79 war dann nicht nur
eine Rückgabe des Sinai an Ägypten
Gegenstand, sondern auch ein Auto-
nomiestatus für die Westbank und den
Gaza-Streifen. Schnell wurde allerdings
klar, dass sowohl Ägypten als auch Israel
die politischen Prioritäten auf die Klärung
bilateraler Fragen legten und an einer
Autonomieregelung für die Palästinenser
kein nachhaltiges Interesse hatten. Die
Vernachlässigung dieser Frage seitens der
Ägypter war der Auslöser für den auch
jetzt wieder laut gewordenen Vorwurf in
der arabischen Welt, Ägypten habe die
palästinensischen Interessen für einen
Separatfrieden mit Israel „verraten“.  

An Ägyptens Politik im Gaza-Konflikt
scheiden sich die Geister. Für viele arabi-
sche Beobachter hat sich die ägyptische
Regierung durch eine Parteinahme für
Israel zum Verräter an der palästinensi-
schen Sache gemacht. Europäische und
amerikanische Diplomaten geben sich
hingegen in Kairo die Klinke in die Hand
und preisen das Land am Nil als wich-
tigen Vermittler. Israel und die Hamas
versuchen derweil, mit Kairos Hilfe aus
dem unklaren Ergebnis des knapp drei-
wöchigen Gaza-Krieges jeweils das Beste
herauszuholen. Wie auch immer letzt-
lich die Einschätzung der ägyptischen
Diplomatie ausfallen wird: In einer
schwierigen Gemengelage von innen-
politischen Herausforderungen und au-
ßenpolitischen Erwartungen verlangt der
Gaza-Konflikt dem Land am Nil einen
riskanten Balance-Akt ab. 

Die ungewollte Grenze 
Die heutige Grenze zwischen Ägypten
und dem Gaza-Streifen wurde bereits 1906
vertraglich zwischen dem Osmanischen
Reich und Ägypten festgelegt und stellt da-
her keine koloniale Grenzziehung dar.
Nach der osmanischen Niederlage im Ers-
ten Weltkrieg wurde das Gebiet 1922 Teil
des britischen Völkerbundsmandats für
Palästina. Der UN-Teilungsplan von 1947
sah das Territorium dann als Teil eines zu-
künftigen Staates Palästina vor. Im Laufe
des arabisch-israelischen Krieges, der nach
Ablehnung des UN-Teilungsplanes durch
die arabischen Staaten ausbrach, besetzten
schließlich ägyptische Truppen den heuti-
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Erst 1993/94 kam wieder Bewegung in
die Statusfrage des Gaza-Streifens. Ange-
sichts der gravierenden sozialen, ökono-
mischen und politischen Probleme des
Gebiets war Israel bereits seit geraumer
Zeit daran interessiert, die Verantwortung
für den Gaza-Streifen abzugeben. Das 
israelische Interesse am „Gaza-Jericho-
Abkommen“, das unter anderem einen
Autonomiestatus für Gaza vorsah, be-
stand daher primär in der Übergabe der
politischen Verantwortung für den dicht
besiedelten Unruheherd an die Palästi-
nenser. Realpolitisch betrachtet, diente
der Osloer Friedensprozess daher nicht
zuletzt der „politischen Verselbstständi-
gung“ eines Gebiets, an dem weder Israel
noch Ägypten Interesse hatte. Da Israel
aber nach wie vor die Grenze zwischen
Gaza-Streifen und Ägypten bei Rafah
kontrollierte, blieb für Ägypten zunächst
alles beim Alten. 

Dies änderte sich erst, als Israel im
Sommer 2005 seinen vollständigen Rück-
zug aus Gaza umsetzte. Zum ersten Mal
standen die ägyptischen Grenzer am
Übergang von Rafah palästinensischen
Kollegen gegenüber. Für Kairo entstand
nun schnell die Notwendigkeit, einer-
seits seine Souveränität zu wahren, zum
anderen einen geregelten Grenzverkehr
mit funktionierenden Regeln und Struk-
turen auf der anderen Seite der Grenze
zu gewährleisten. Ägypten bemühte sich
daher um die Vermittlung einer bilatera-
len Grenzvereinbarung zwischen Israelis
und Palästinensern, an der es als Ver-
tragspartner selbst nicht beteiligt werden
sollte. Ergebnis dieser Bemühungen war
das israelisch-palästinensische Grenzab-
kommen vom 15. November 2005. Dieses
Abkommen sollte mit Unterstützung eu-
ropäischer Polizeikräfte (der sogenann-
ten „EU BAM Rafah“) die Grenze sichern
und die Modalitäten des Grenzübertritts
am Übergang Rafah regeln. Bereits da-
mals bestand Ägypten auf zwei Positio-
nen, die auch im jüngsten Gaza-Konflikt

von zentraler Bedeutung sein sollten: ers-
tens keine fremden Truppen auf ägyp-
tischem Gebiet und zweitens keine ägyp-
tische Verantwortung für palästinensi-
sches Gebiet. 

Wachsende arabische Kritik
Der Wahlsieg der Hamas Anfang 2006
und die zunehmenden innerpalästinen-
sischen Auseinandersetzungen führten
allerdings schnell zu einer zeitweiligen
Aussetzung der EU-Mission. Mit der
Machtübernahme der von der EU als
Terrororganisation eingestuften Hamas
wurde die Mission Mitte Juni 2007
ausgesetzt. Im September 2007 riegel-
te Israel den Gaza-Streifen schließlich
weitgehend ab, um die Hamas zur Ein-
stellung des Raketenbeschusses auf is-
raelisches Gebiet zu zwingen. Diese Ab-
riegelung hatte eine Verschärfung der
humanitären Lage im Gaza-Streifen zur
Folge und führte dazu, dass Ägyptens
Politik der Grenzschließung immer stär-
ker in die Kritik der innenpolitischen
Opposition und der arabischen Nach-
barstaaten geriet. Gleichzeitig sorgte die
Versorgung des Gaza-Streifens durch
eine immer größer werdende Zahl an
Tunneln unter dem Grenzzaun für
Zweifel an der Durchsetzungsfähigkeit
des ägyptischen Regimes. Als die
Hamas im Januar 2008 dann auch noch
den Grenzzaun nach Ägypten einriss
und für chaotische Zustände im Grenz-
gebiet sorgte, sah sich Kairo zum
Handeln gezwungen. Vermittlungsbe-
mühungen zwischen der Hamas einer-
seits und Israel andererseits führten im
Juni zum Abschluss eines sechsmonati-
gen Waffenstillstandsabkommens. Für
Ägypten bedeutete dies allerdings nur
eine Atempause. Mit dem Auslaufen
des Waffenstillstands am 19. Dezember
und der Weigerung der Hamas, einer
von Kairo vermittelten Verlängerung
zuzustimmen, geriet Ägypten in eine
immer schwierigere Lage. 
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Der Beginn der israelischen Luftoffen-
sive gegen Stellungen der Hamas im
Gaza-Streifen am 27. Dezember brachte
auch Ägypten und seine Politik gegen-
über Israel und der Hamas ins politische
Visier. In der ägyptischen Öffentlichkeit
und bei den arabischen Nachbarn kam
schnell der Vorwurf auf, die Mubarak-Re-
gierung billige insgeheim den israeli-
schen Angriff. Hintergrund war eine
Reihe von Beobachtungen und Vermu-
tungen: Außenminister Abul Gheit hatte
öffentlich verkündet, dass die Hamas
Israel zum Angriff provoziert habe, und
hiermit einen Sturm der Entrüstung los-
getreten. Gleichzeitig kamen Gerüchte
auf, nach denen der ägyptische Geheim-
dienst gezielt Desinformationen an die
Hamas weitergeleitet habe, um diese über
den bevorstehenden Angriff Israels im
Unklaren zu lassen. Schließlich wurde
Mubarak vorgeworfen, dass er einen Tag
vor Beginn der Kampfhandlungen von
der israelischen Außenministerin Livni
über die bevorstehenden Angriffe infor-
miert worden sei und diese Information
nicht an die Palästinenser weitergegeben
habe. Mubarak und Abul Gheit wiesen
diese Vorwürfe zwar umgehend zurück,
die für viele Ägypter beschämenden
Bilder vom Händedruck Mubaraks und
Livnis einen Tag vor Ausbruch der
Kampfhandlungen waren vielen Beob-
achtern aber genug Beleg für eine ägyp-
tisch-israelische Komplizenschaft.

Der Druck auf die ägyptische Regie-
rung wuchs weiter, nachdem Kairo deut-
lich gemacht hatte, dass man die Grenze
zum Gaza-Streifen auch weiterhin ge-
schlossen halten werde und nur einigen
Schwerverletzten den Übertritt gestatte.
Die oppositionelle Muslimbruderschaft
nutzte dies, um innenpolitisch gegen die
Regierung Stimmung zu machen. Im
ägyptischen Parlament kam es zu hefti-
gen Auseinandersetzungen, die öffentli-
che Debatte um die ägyptischen Erdgas-
Lieferungen nach Israel nahm deutlich an

Schärfe zu, und in fast allen größeren
Städten des Landes wurde zu Massen-
demonstrationen aufgerufen. Angeheizt
wurde die Kritik an der ägyptischen
Regierung aber nicht zuletzt von außen.
Bereits am 28. Dezember hatte der Gene-
ralsekretär der libanesischen Hisbollah,
Hassan Nasrallah, das ägyptische Regime
als „Komplizen Israels“ beschimpft. An-
fang Januar häufte sich dann auch auf
dem Satellitensender „Al-Dschasira“ die
Kritik an der ägyptischen Gaza-Politik.
Im syrischen Fernsehen wurde Präsident
Mubarak indirekt als Despot, Trunken-
bold und Verräter karikiert. Am 3. Januar
legte dann ein sunnitischer Prediger im
libanesischen Fernsehen mit einer Ver-
unglimpfung Abul Gheits derart heftig
nach, dass selbst regierungsferne Ägyp-
ter dies als nationale Beleidigung emp-
fanden. 

Diese massive arabische Kritik an
Ägypten und die Übergriffe gegen ägyp-
tische Vertretungen in mehreren arabi-
schen Ländern führten dann zu einem
Stimmungsumschwung im Land am Nil.
Viele Ägypter empfanden es als unge-
recht, dass ihrem Land eine Mitschuld am
Gaza-Krieg vorgeworfen wurde, wäh-
rend sich die arabischen Nachbarn auf
Protest- und Betroffenheitsbekundungen
beschränkten. Regierungsnahe Zeitun-
gen warfen den arabischen Kritikern Ein-
mischung in innere Angelegenheiten vor.
Gleichzeitig mehrten sich in Kairo – wohl
auch von staatlichen Stellen unterstützte
–  Demonstrationen vor den Botschaften
anderer arabischer Staaten. Ungeachtet
der fortgesetzten Solidarität mit den Pa-
lästinensern, war vielerorts in Ägypten
die Wut auf das eigene Regime der Wut
auf die arabischen Nachbarn gewichen. 

Diplomatische Offensive
Die ägyptische Regierung nutzte diesen
Stimmungsumschwung, um innen- und
außenpolitisch die Initiative zu ergreifen
und auf eine schnelle Beilegung der
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Kampfhandlungen hinzuarbeiten. Hier-
für gab es eine Vielzahl von Gründen:
Jede militärische Auseinandersetzung
zwischen Israel und den Palästinensern
erinnert die eigene Bevölkerung an den
unpopulären ägyptisch-israelischen Frie-
densschluss. Jenseits der Grenze zum
Gaza-Streifen wartet die mit den ägypti-
schen Muslimbrüdern und dem Iran ver-
bündete Hamas auf eine Gelegenheit, das
ägyptische Regime als Verbündeten des
Westens und Israels vorzuführen. Chaoti-
sche Zustände an der Grenze stellen die
Durchsetzungsfähigkeit des ägyptischen
Staates infrage. Die ohnehin unruhigen
Beduinen auf dem Sinai könnten die Ge-
legenheit zu weiteren Anschlägen nut-
zen, und das Tourismusgeschäft auf dem
Sinai ist in Krisenzeiten von massiven
Einbußen bedroht. Präsident Mubarak
erklärte deshalb im Staatsfernsehen, man
werde zwar alles tun, um den Not leiden-
den Palästinensern zu helfen, dabei aber
nicht in die „israelische Falle“ einer
Grenzöffnung tappen. Diese, so Muba-
rak, würde von Israel zu einer dauerhaf-
ten Vertreibung von Palästinensern nach
Ägypten missbraucht werden. Bei den
meisten Ägyptern traf er damit auf –
wenn auch oft stillschweigende – Zustim-
mung. Auf Ägyptens Straßen und vor
allem in Kairo hatte die gut ausgerüstete
„Riot Police“ derweil dafür gesorgt, dass
keine Demonstrationen mehr das Bild
von Ägyptens Rolle als Vermittler stör-
ten. Ganz nebenbei wurden dabei Hun-
derte Anhänger der Muslimbruderschaft
hinter Schloss und Riegel gebracht.

Auch außenpolitisch ging Ägypten
jetzt in die Offensive. Am 5. Januar traf die
EU-Troika im Land ein, um über die Mög-
lichkeiten eines Waffenstillstands zu be-
raten. Einen Tag später schlug Mubarak
zusammen mit Frankreichs Staatschef
Sarkozy eine Waffenruhe vor, die eine
Feuerpause, Hilfslieferungen und Ge-
spräche über eine Aufhebung der Blo-
ckade vorsahen. Unterstützung für Mu-

baraks Initiative kam nicht nur von der
EU, sondern auch von den USA, der UNO
und von Palästinenserpräsident Abbas.
Auch bei Israel und der Hamas gab es 
zunächst vorsichtig positive Reaktionen 
auf den ägyptisch-französischen Vorstoß.
Kurzzeitig sah es so aus, als ob alle Fäden
einer Waffenstillstandslösung für den
Gaza-Streifen in Kairo zusammenliefen.

Enger Spielraum
Die Hoffnungen auf eine von Ägypten
vermittelte Waffenruhe wurden aber
schnell enttäuscht. Die Kämpfe dauerten
noch eine weitere Woche an und kamen
schließlich nicht auf ägyptische Vermitt-
lung, sondern als Ergebnis unilateraler
Entscheidungen seitens Israels und der
Hamas zum Stillstand. Plötzlich stand
Ägyptens Rolle als zentraler Vermittler
zwischen Israel, den Palästinensern und
den arabischen Nachbarstaaten auf dem
Spiel. Diese Rolle als moderierender Ak-
teur in der Region ist vor allem für die
ägyptisch-amerikanischen Beziehungen
entscheidend. Ägypten ist nach Israel der
zweitgrößte Empfänger US-amerikani-
scher Auslandshilfen weltweit. Die USA
sind der größte Handelspartner Ägyp-
tens und für mehr als ein Drittel aller Aus-
landsinvestitionen im Land verantwort-
lich. Sowohl die frühere Außenministerin
Rice als auch der neue Nahost-Sonderbe-
auftragte der US-Regierung, George Mit-
chell, machten deshalb während des Kon-
flikts deutlich, dass sie von Ägypten eine
ausgleichende Rolle erwarten. Kairo be-
mühte sich daher umgehend, als zentra-
ler Vermittler im Rennen zu bleiben, und
kündigte für den 22. Januar weitere Ge-
spräche zwischen einer israelischen Dele-
gation und der Hamas in Kairo an. Was
über diese Gespräche bekannt wurde, ließ
Ägypten allerdings kaum als erfolgrei-
chen Vermittler dastehen. Statt mit ägyp-
tischer Hilfe untereinander zu verhan-
deln, sollen Israel und die Hamas ver-
sucht haben, durch Druck auf Ägyptens
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Grenzpolitik aus dem unklaren Ergebnis
des Gaza-Krieges jeweils das Beste he-
rauszuholen. 

Tatsächlich spielt Ägypten sowohl im
Kalkül Israels als auch der Hamas eine
wichtige Rolle – allerdings nicht als Ver-
mittler, sondern als Grenzposten. Israel
geht es im Gaza-Krieg vor allem um eine
Einstellung des Raketenbeschusses durch
die Hamas. Da deren Waffennachschub
hauptsächlich durch die Tunnel im ägyp-
tisch-israelischen Grenzgebiet organisiert
wird, liegt hier auch ein wichtiger Schlüs-
sel zur Lösung des israelischen Sicher-
heitsproblems. Ägypten verspricht zwar
immer wieder  eine effektivere Unterbin-
dung des Tunnel-Schmuggels, kann hier-
bei bislang jedoch keine Erfolge vorwei-
sen. Aber auch die Hamas braucht den
Grenzübergang nach Ägypten. Ihr Status
im Gaza-Streifen beruht nicht nur auf ih-
rer Rolle als „Widerstandsorganisation“,
sondern auch auf der Fähigkeit, die Ver-
sorgung der Bevölkerung zu gewährleis-
ten. Mit dem unklaren Ausgang des
Gaza-Krieges ist gerade die Versorgungs-
frage zu einer wichtigen Legitimitätsres-
source der palästinensischen Terrororga-
nisation geworden. Die Hamas drängt
daher massiv auf eine Öffnung der
Grenze nach Ägypten und weiß hierbei
die öffentliche Meinung in vielen arabi-
schen Staaten auf ihrer Seite. 

Ägypten hat auf diese komplizierte Er-
wartungshaltung bislang mit einer festen
Rechtsposition reagiert. Argumentations-
grundlage ist das Grenzabkommen von
2005. Für Kairo handelt sich hierbei um
einen nach wie vor gültigen völkerrecht-
lichen Vertrag, für den nicht die jewei-
ligen Machthaber im Land (die Hamas),
sondern die legitime Vertretung des Staa-
tes (die Palästinensische Autonomiebe-
hörde) verantwortlich sei. Ferner setzt

eine Öffnung der Grenze die Anwesen-
heit einer „dritten Partei“ als unabhän-
giger Beobachter voraus. Kairos „drei-
faches Nein“ in der Grenzfrage (keine
Grenzöffnung, keine fremden Truppen
auf eigenem Gebiet, keine eigenen Trup-
pen auf palästinensischem Gebiet) wird
sich aber nicht mehr lange aufrechterhal-
ten lassen. Die Hamas ist aus dem Krieg
nicht so geschwächt hervorgegangen, wie
viele in Kairo insgeheim gehofft hatten.
Eine von Ägypten favorisierte Macht-
übernahme der Palästinensischen Auto-
nomiebehörde in Gaza ist unwahrschein-
licher denn je. Die arabische Welt ist zer-
stritten und gespalten. Andere regionale
Vermittler wie die Türkei und Saudi-Ara-
bien gewinnen an Boden. Und die Tun-
nelbauer in Rafah sind längst wieder am
Werk. 

Der diplomatische Spielraum wird für
Kairo daher kleiner. Vermutlich wird
Ägypten sogar kurzfristig nicht um eine
kontrollierte Grenzöffnung und eine Ein-
bindung in ein multilaterales Grenz-
regime herumkommen. Das ist zwar
nicht Kairos Wunschoption, kann – klug
gemanagt – aber durchaus an der innen-
politischen Front Ruhe bringen und das
internationale Image des Landes verbes-
sern. Dass man hierfür unter Umständen
in den sauren Apfel einer engeren Zu-
sammenarbeit mit der Hamas beißen
müsste und weiterhin in Teilen der arabi-
schen Welt als Kollaborateur Israels be-
schimpft würde, kann Ägyptens Präsi-
dent verschmerzen. Auf Kairos Straßen
ist man sich ohnehin sicher, dass Hosni
Mubarak neben der Inthronisierung sei-
nes Sohnes als Nachfolger nur noch ein
weiteres Ziel vor Augen habe: den Frie-
densnobelpreis. Ob er diesen für seine
Gaza-Diplomatie erhalten wird, bleibt
vorerst offen.
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